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l. EinfUhrung

Textbeitrdge in der Wikipedia werden haufig mit Fotos und anderen
Medieninhalten anschaulicher gestaltet, also im wahrsten Sinne ver-
bildlicht. Wenn allerdings Abbildungen von Personen oder andere
Medieninhalte aus der Wikimedia Commons mit einem Artikel ver-
kniipft werden, gilt es, bestimmte rechtliche Vorgaben zu beachten.
Dieses Handbuch gibt einen Uberblick dariiber, um welche genau es
sich handelt - und was im Einzelnen daraus folgt. Es richtet sich als
Leitfaden an alle Aktiven und Interessierten der Wikimedia-Projekte.

Ein Fokus liegt dabei auf dem sogenannten Recht am eigenen Bild.
Der Schutz der Privatsphare und das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung, das unter anderem auch Bildvertffentlichungen ein-
schlief$t, sind im Grundgesetz (GG) verankert. Das Recht am eigenen
Bild ist eine besondere Auspriagung des allgemeinen Personlichkeits-
rechts und speziell geregelt, namlich im »Gesetz betreffend das Urhe-
berrecht an Werken der bildenden Kiinste und der Photographie«, kurz
»Kunsturheberrechtsgesetz« oder KunstUrhG. Dieses Gesetz stammt
urspriinglich von 1907 und wurde mit dem Inkrafttreten des moder-
nen Urheberrechtsgesetzes 1966 eigentlich aufgehoben. Die wenigen
darin enthaltenen Regelungen zum Recht am eigenen Bild gelten aber
nach wie vor - weil sie so flexibel und auslegungsoffen sind, dass sie
selbst in unserer heutigen, fundamental verinderten Medienland-
schaft noch eine taugliche Grundlage fiir einen Ausgleich zwischen
verschiedenen, oft widerstreitenden Interessen bilden: Einerseits
dem Interesse an freier Kommunikation. Und andererseits dem per-
sonlichkeitsrechtlichen Schutz. Das Recht am eigenen Bild gewahrt
einen Schutz vor der ungewollten Veréffentlichung von Fotos. Zusétz-
lich kénnen in diesem Zusammenhang auch Vorschriften des Biirgerli-
chen Gesetzbuches (BGB) ins Spiel kommen - zum Beispiel, wenn eine
Person, die in ihren Rechten verletzt wurde, Schadensersatz verlangt.

Personlichkeitsrechtliche Rahmenbedingungen fur die Nutzung

von Fotos und anderen Medieninhalten
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1. Welche nationale Rechtsordnung gilt bei der Verbreitung
von Bildern und Medieninhalten im Internet?

Wikimedia Commons ist ein internationales Projekt, zu dem Men-
schen aus aller Welt beitragen. Es stellt sich also die Frage, welche
nationale Rechtsordnung iiberhaupt angewendet werden soll, wenn
Bilder oder andere Medieninhalte im Internet verbreitet werden und
damit weltweit abrufbar sind? Eine Antwort gibt das sog. Internatio-
nale Privatrecht oder auch Kollisionsrecht. Es liefert zwei Kriterien,
die im konkreten Nutzungs-Fall bestimmen helfen, welche Rechtsord-
nung zustindig ist: Zum einen das Recht des Handlungsortes, zum an-
deren das Recht des Erfolgsortes (Art. 40 Einfiihrungsgesetz zum Biir-
gerlichen Gesetzbuch (EGBGB)).

Als Handlungsort bezeichnet man - wie der Begriff schon vermuten
lasst — den Ort des ursidchlichen Geschehens. Wenn es um Personlich-
keitsrechte im Internet geht, wire das also der Ort, an dem ein Me-
dieninhalt hochgeladen und der Offentlichkeit zur Verfiigung gestellt
wird. Entsprechend kdme auch das Recht des Landes zur Anwendung,
in dem dieser Inhalt hochgeladen wurde.

Der Erfolgsort wiederum bezeichnet in unserem Zusammenhang den
Ort, an dem die Verletzung der Personlichkeitsrechte eintritt. Gerade
wenn es um Fotos geht, die in verschiedenen Lindern abrufbar sind,
konnen das auch mehrere Orte sein. Um eine gewisse Eingrenzung zu
erreichen, stellt die deutsche Rechtsprechung priméar auf das Recht
der Liander ab, in denen die Fotos bestimmungsgemailf$ abrufbar sind.?
Weil aber Fotos und andere Medieninhalte im Gegensatz zu Textinhal-
ten eben nicht an eine bestimmte Sprachversion gebunden, sondern
international kompatibel sind, kann das praktisch bedeuten, dass
mehrere Rechtsordnungen parallel in Betracht kommen. Wir konzen-
trieren uns in diesem Handbuch auf das deutsche Recht. Schon weil
andere Rechtsordnungen in der Regel dhnlichen Grundsitzen folgen,
vor allem, wenn sie ebenfalls der Europaischen Menschrechtskonven-
tion verpflichtet sind. Wobei sich im Einzelfall natiirlich trotzdem Ab-
weichungen ergeben konnen.


https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_betreffend_das_Urheberrecht_an_Werken_der_bildenden_K%C3%BCnste_und_der_Photographie
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_betreffend_das_Urheberrecht_an_Werken_der_bildenden_K%C3%BCnste_und_der_Photographie

2. Personlichkeitsrechte vs. Urheberrechte und Datenschutz

An Abbildungen, die Personen zeigen, konnen verschiedene Schutz-
rechte bestehen. Im Einzelnen:

- Ein Personlichkeitsrecht der abgebildeten Person, insbesondere
das Recht am eigenen Bild (§ 22 KUG),

- Ein Urheberrecht oder Leistungsschutzrecht zugunsten der Per-
son, die die Abbildung angefertigt, z. B. fotografiert hat
(8§ 2 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 2 UrhG, § 72 UrhG) und

- Ein Datenschutzrecht nach der Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO).

Abbildungen oder Bildnisse sind personenbezogene Daten (Art. 4 Nr.
1 DSGVO), weswegen grundsitzlich das Datenschutzrecht zu beachten
ist. Die Frage ist, wie sich das Datenschutzrecht vom Personlichkeits-
recht abgrenzen lésst, also z. B. dem Recht am eigenen Bild.

Seit 2018 ist EU-weit die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) in
Kraft, die grundsitzlich alle Verarbeitungen personenbezogener Da-
ten erfasst — mit einer ganz wesentlichen Einschréankung: Die DSGVO
enthilt eine sog. Offnungsklausel fiir die Datenverarbeitung zu jour-
nalistischen Zwecken (Art. 85 Abs. 2 DSGVO). Das bedeutet, sie findet
dann keine Anwendung, wenn die Mitgliedstaaten in ihrem nationa-
len Recht spezielle Regelungen fiir Datenverarbeitungen zu journalis-
tischen Zwecken getroffen haben. In Deutschland gelten fiir Daten-
verarbeitungen zu journalistischen Zwecken grundsétzlich nicht die
Regelungen der DSGVO, sondern die personlichkeitsrechtlichen Rege-
lungen: insbesondere das Recht am eigenen Bild und das allgemeine
Personlichkeitsrecht.?

Dies betrifft nicht nur Journalist:innen, die flir Presse, Rundfunk,
Fernsehen oder andere Medien titig sind, sondern auch Wikipedia-
Autor:innen. Sie fallen ebenfalls unter den Begriff der journalisti-
schen Tatigkeit, den der Europédische Gerichtshof sehr weit auslegt
und auf alle anwendet, die das Ziel verfolgen, Informationen und
Meinungen in der Offentlichkeit zu verbreiten und damit einen Bei-
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trag zur allgemeinen Diskussion zu leisten.3 Der rechtliche Rahmen
fiir Wikipedia-Autor:innen und Fotograf:innen, die Medieninhalte
auf Wikimedia Commons bereitstellen, ergibt sich also aus dem deut-
schen Personlichkeitsrecht — und nicht aus der DSGVO. Entsprechend
fokussieren wir uns auch in diesem Leitfaden auf das Personlichkeits-
recht und nicht auf die datenschutzrechtlichen Fragen, die im Zuge
der Verbffentlichung und Verbreitung etwa von Fotografien aufkom-
men konnen. Anders sieht es fiir diejenigen aus, die die Infrastruktur
bereitstellen, die sog. Informationsintermediére - also beispielsweise
die Betreiber:innen von Wikimedia Commons oder Suchmaschinen-
betreiber. Fiir sie kommt die DSGVO zur Anwendung.

Wie oben schon dargestellt, konnen an Personenbildnissen in der
Regel zwei unterschiedliche Rechte bestehen: Zum einen die Person-
lichkeitsrechte der Abgebildeten, zum anderen die Urheberrechte der
Fotograf:innen oder derjenigen, die ein Video angefertigt haben.

Auf Fragen der Urheber-, bzw. Leistungsschutzrechte der Fotograf:in-
nen wollen wir hier nicht niher eingehen#, wir befassen uns mit den
Personlichkeitsrechten von abgebildeten Personen.

Die Wikimedia-Projekte setzen auf Freies Wissen. Hochgeladene In-
halte sollen also unter freie Lizenzen gestellt werden. Rechtlich ge-
regelt wird das in der Regel durch Standardlizenzvertrige, z. B. die
Creative-Commons-Lizenzen (CC-Lizenzen). Sie geben einen Rahmen
mit verschiedenen Optionen vor, unter denen Rechteinhaber:innen
wihlen und bestimmen kénnen, in welchem Male ihre Inhalte frei-
gegeben werden sollen, bzw., inwiefern es anderen erlaubt wird, ihre
Inhalte zu nutzen. Mindeststandard ist, dass diese Inhalte unentgelt-
lich genutzt und frei weiterverbreitet werden kdnnen.

Wenn eine Fotografin eines ihrer Fotos unter einer CC-Lizenz
lizenziert und bei Wikimedia Commons zur Verfiigung stellt,
dann bezieht sich diese Lizenzierung allerdings ausschlie3lich
auf ihre eigenen Urheberrechte - nicht auf die Personlichkeits-
rechte der darauf abgebildeten Personen.s


https://commons.wikimedia.org/wiki/Commons:Licensing/de

° Il. Recht am "
eigenen Bild

Die Urheberin gibt ihre Zustimmung zur Nutzung des Bildes. Das Recht am eigenen Bild wird in § 22 und § 23 des Kunsturheberge-
Aber: Wer CC-lizenzierte Bilder verwendet, muss trotzdem klédren, ob setzes (KUG) geregelt. Der Gesetzestext lautet:

auch die abgebildeten Personen mit der Nutzung des Bildes einver-

standen sind, bzw. ob diese Nutzung rechtlich auch ohne Zustimmung §22 KUG

Bildnisse durfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet
oder offentlich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung gilt im
Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete daflr, daf3 er sich abbilden
lieB, eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode des Abgebildeten be-
darf es bis zum Ablauf von 10 Jahren der Einwilligung der Angeho-
rigen des Abgebildeten. Angehorige im Sinne dieses Gesetzes sind
der Uberlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die Kinder des
Abgebildeten und, wenn weder ein Ehegatte oder Lebenspartner
noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten.

der betreffenden Personen zuléssig ist.

§ 23 KUG
(1) Ohne die nach § 22 erforderliche Einwilligung durfen verbreitet
und zur Schau gestellt werden:

@ Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte;

@ Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer
Landschaft oder sonstigen Ortlichkeit erscheinen;

@ Bilder von Versammlungen, Aufziigen und ahnlichen Vor-
gangen, an denen die dargestellten Personen teilgenommen
haben;

@ Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die
Verbreitung oder Schaustellung einem hoheren Interesse der

Kunst dient.



(2) Die Befugnis erstreckt sich jedoch nicht auf eine Verbreitung
und Schaustellung, durch die ein berechtigtes Interesse des Abge-
bildeten oder, falls dieser verstorben ist, seiner Angehorigen verletzt
wird.

Der § 22 KUG regelt also grundsatzlich, dass Bildnisse nur mit Einwil-
ligung der Abgebildeten verbreitet oder offentlich zur Schau gestellt
werden diirfen. Ausnahmen von diesem Grundsatz formuliert § 23
Abs. 1 Nr. 1 - 4 KUG: In diesen Fillen ist eine Veroffentlichung auch
ohne Einwilligung der abgebildeten Personen zulédssig. In § 23 Abs.
2 finden sich aber wieder Einschrankungen: Selbst wenn eine Verof-
fentlichung ohne Zustimmung der abgebildeten Personen nach § 23
Abs. 1 KUG grundsitzlich zuldssig ist, kann die konkrete Veroffentli-
chung trotzdem unzuléssig sein. Beispielsweise aufgrund des Kontex-
tes, oder der Art und Weise der Darstellung. Dariiber hinaus gestattet
§ 24 KUG noch die Nutzung von Bildnissen fiir Zwecke der Rechtspfle-
ge und der 6ffentlichen Sicherheit.

Diese Regelungen sollen einen angemessenen Interessenausgleich
schaffen: Zwischen dem Interesse, die Veréffentlichung und Verbrei-
tung von Fotos zu kontrollieren, und dem Interesse an einer freien
und ungehinderten Kommunikation. Gewihrleistet wird das durch
eine Abwagung der im jeweiligen Einzelfall betroffenen Rechte und
Interessen - ein eminent wichtiger Grundsatz des Personlichkeits-
schutzes, der sich als roter Faden durch samtliche unserer Fallbeispie-
le ziehen wird.

Es kommt immer darauf an, in welchem Ausmalf$ und in welcher In-
tensitéit eine Person in ihren Rechten betroffen ist, ob diese Person
eine 6ffentliche Funktion ausiibt, oder ob ein legitimes Informations-
interesse der Offentlichkeit besteht. Diese Interessenabwigung ist der
zentrale Punkt bei der Priifung, ob ein bestimmtes Bildnis oder ein
bestimmter Medieninhalt verwendet werden darf, oder eben nicht.
Die Rahmenbedingungen sind also flexibel und anpassungsoffen. Was
(wie wir noch zeigen werden) zu Einbuf3en in Hinblick auf Vorherseh-
barkeit und Rechtssicherheit fiihren kann.

Personlichkeitsrechtliche Rahmenbedingungen

fur Textbeitrage bei der Wikipedia
1. Recht am eigenen Bild
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1. Anwendungsbereiche des Rechts am eigenen Bild

a) Was ist ein »Bildnis«?

Ein Recht am eigenen Bild gibt es nur dann, wenn es sich um ein um
Personenbild handelt. Oder, wie das Gesetz es formuliert, ein »Bild-
nis«. Darunter fallen nicht nur Fotos, sondern auch Portraits, Gemél-
de, Karikaturen, Zeichnungen, Filme, Skulpturen, Abbildungen, Dar-
stellungen in Computerspielen und so weiter. Personenbildnisse sind
Abbildungen, auf denen eine Person erkennbar ist. Diese Erkennbar-
keit (auch: Identifizierbarkeit) ist das zentrale Kriterium. Dabei spielt
es keine Rolle, nach welchen Merkmalen das duflere Erscheinungs-
bild zu identifizieren ist. Das konnen natiirlich die Gesichtsziige sein,
aber auch ein Schattenriss, der Habitus, die Haltung oder weitere Um-
stinde wie z. B. eine Trikotnummer.

Beispiele:

Wenn ein Torwart von hinten fotografiert wird und sich aus Sta-
tur, Haltung, Haarschnitt, Trikot etc. ergibt, um welche Person
es sich handelt, dann ist die Person erkennbar und das Recht
am eigenen Bild ist anwendbar.¢

Auch wenn die Gesichtsziige einer Person verpixelt oder von
einem schwarzen Balken verdeckt werden, kann die Person
aufgrund anderer Umstande (Haltung, Kleidung, Accessoires,
Hintergrund, zusatzlicher Informationen, etc.) erkennbar sein.

Nach neuerer Rechtsprechung gelten auch Abbildungen eines Dop-
pelgingers grundsitzlich als Bildnis der »echten« Person - sofern fiir
einen groflen Teil des angesprochenen Publikums der Eindruck ent-
steht, es handele sich wirklich um diese.

Gegenbeispiel:

Die »Doppelgangerfotos« der britischen Fotokiinstlerin Alison
Jackson (https://www.alisonjackson.com) gelten nach dieser
neuen Rechtsprechung nicht als Abbildungen der vermeintlich
portraitierten Prominenten.? Alison Jackson inszeniert Doppel-
gédnger, die bekannten Persoénlichkeiten aus Politik oder sonsti-
gen Bereichen des 6ffentlichen Lebens sehr dhnlich sehen, als
Kommentar zu politischen oder gesellschaftlichen Ereignissen.
Dabei setzt sie sich mit der Macht der Bilder auseinander und
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weist zugleich darauf hin, dass das Gezeigte nicht der Realitat
entspricht: »What you see is not real«. Eine Verwechslungsge-
fahr mit der nachgestellten Person entsteht so gar nicht erst.

b) Verbreitung und Zurschaustellen

Das Recht am eigenen Bild umfasst nur die Verbreitung und das 6ffent-
liche »Zurschaustellen« - z. B. im Internet - aber nicht die Aufnahme
eines Bildes. Das Anfertigen einer Aufnahme kann jedoch gegen das
allgemeine Personlichkeitsrecht verstoRen, besonders dann, wenn
die oder der Abgebildete befiirchten muss, dass die Bilder vielleicht
spater einmal vertffentlicht werden. Das Strafgesetzbuch stellt wiede-
rum das Anfertigen von Aufnahmen unter Strafe, wenn diese nach §
201a Abs. 1 StGB in den hochstpersonlichen Bereich des Abgebildeten
eingreifen, oder nach § 184k StGB den Intimbereich der abgebildeten
Person verletzen - wie das sogenannte Upskirting.

c) Postmortaler Schutz

Wie sieht es mit Fotografien von bereits verstorbenen Personen aus -
diirfen Fotos nach dem Tod des Abgebildeten ver6ffentlicht werden?
Nach § 22 Satz 3 KUG besteht das Recht am eigenen Bild auch nach
dem Tod einer oder eines Abgebildeten fiir eine Dauer von zehn Jah-
ren fort. In diesem Zeitraum ist eine Verdffentlichung von Fotos nur
dann zulédssig, wenn die verstorbene Person vor ihrem Tod eingewil-
ligt hat, ihre Angehorigen (d. h. nach § 22 Satz 4 KUG: Ehe-/Lebens-
partner oder Kinder) einwilligen, oder eine der Ausnahmen nach § 23
Abs. 1 KUG vorliegt.

Wenn mehr als zehn Jahre seit dem Tod der abgebildeten Person
vergangen sind, erlischt das Recht am eigenen Bild. Fiir Veroffent-
lichungen und »Zurschaustellungen« ist dann keine rechtliche Er-
laubnis mehr erforderlich. Hier gilt - abgeleitet aus dem Schutz der
Menschenwiirde nach Art. 1 GG - lediglich noch die Beschrankung,
dass das Lebensbild der Verstorbenen nicht verfilscht oder verzerrt
dargestellt werden darf. Das wire aufgrund des sog. postmortalen Per-
sonlichkeitsschutzes unzulissig. Fiir die Dauer dieses postmortalen
Schutzes gibt es keine verbindliche Vorgabe. Er besteht, bis die kollek-
tive Erinnerung an die Verstorbenen verblasst ist.8
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Personlichkeitsrechtliche Rahmenbedingungen -I-I
fur Textbeitrage bei der Wikipedia
1. Recht am eigenen Bild

2. Wann darf man ein Bildnis in einem Wikipedia-
Beitrag nutzen?

Um zu priifen ob ein Bildnis in einem Wikipedia-Beitrag verwendet
werden darf, hilft folgendes Priifschema, abgeleitet aus dem KUG (§§
22-23):

Grundsatz: Bildnisse durfen nur mit Einwilligung der
abgebildeten Person verbreitet werden (§ 22 KUG).

» Liegt eine Einwilligung vor, =LA
die die Nutzung abdeckt? l@))

i

Liegt eine der in § 23 Abs. 1 KUG geregelten Ausnahmen vor?

Diese sind:

- Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte;

- Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder sonstigen

- Bilder von Versammlungen;

+ hoheres Interesse der Kunst

+ Wenn ja, dann ist ausnahmsweise
eine Veroffentlichung auch ohne
Zustimmung der abgebildeten
Person moéglich,

Ortlichkeit;

es sei denn:

Gegenausnahme (§ 23 Abs. 2 KUG):
Spricht ein »berechtigtes Interesse« des —® @

Abgebildeten gegen die Veroéffentlichung?
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a) Einwilligung

Nach § 22 KUG diirfen Bildnisse nur mit der Einwilligung der Abgebil-
deten verbreitet oder offentlich zur Schau gestellt werden - also nach
vorheriger Zustimmung der Abgebildeten. Wenn keine Einwilligung
vorliegt, dann darf das Bildnis nicht ver6ffentlicht bzw. verbreitet wer-
den, es sei denn, eine der Ausnahmen des § 23 Abs. 1 KUG liegt vor.

Eine Altersgrenze, ab wann eine Person in die Veréffentlichung und
Verbreitung einwilligen kann, ist nicht gesetzlich definiert. Bei Min-
derjdhrigen ist grundsatzlich eine Einwilligung von allen Erziehungs-
berechtigten erforderlich. Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren
miissen in der Regel zusitzlich zu den Erziehungsberechtigten zustim-
men.? Die Einwilligung kann formlos erteilt werden, sie muss also
nicht schriftlich vorliegen. Wenn die abgebildete Person eine Vergii-
tung erhilt, kann das ebenfalls als erteilte Einwilligung gelten (nach
§ 22 Satz 2 KUG).

Bei Veranstaltungen ist die Einwilligung in Fotos oder andere Aufnah-
men oft schon in den Allgemeinen Geschéftsbedingungen enthalten
(zugunsten der Veranstalter:innen). Ob das auch die Verwendung ein-
schlielt, kommt auf die Umsténde des jeweiligen Falls an. Bei ffent-
lichen GroRveranstaltungen wie Sportevents (mehr als 5.000/100.000
Personen) kann es sich z. B. um Ereignisse der Zeitgeschichte han-
deln, so dass eine Berichterstattung zuldssig ist (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG).

Relevant fiir die Praxis sind auch die sogenannten konkludenten, d.
h. stillschweigend erkldrten Einwilligungen. Sie liegen vor, wenn eine
Person eine Aufnahme - in Kenntnis ihres Zwecks - billigt und sich
dafiir z. B. »in Pose wirft«. Dagegen bedeutet das bloRe Dulden einer
Aufnahme - ohne konkrete Kenntnis des damit verfolgten Zwecks -
noch keine Einwilligung in die Veréffentlichung der Fotos.

Beispiel: Wenn eine Hostess auf einer Prominentenparty mit
Medienprasenz im Auftrag einer Promotion-Agentur Zigaretten
zu Werbezwecken anbietet, dann stimmt sie mit der Teilnahme
an der Veranstaltung der Veroéffentlichung von Fotos konklu-
dent zu - weil bei so einer Art von Veranstaltung und Tatigkeit
mit der Veréffentlichung von Fotoaufnahmen zu rechnen ist.1°
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Das Problem bei stillschweigenden, formlosen und miindlichen Ein-
willigungen ist, dass sie sich schwer beweisen lassen und schnell ein
Streit dariiber entbrennt, in welchem Rahmen oder in welchen Gren-
zen sie erteilt wurde, bzw.: ob iiberhaupt. Falls moglich, ist es daher
extrem ratsam, Einwilligungen schriftlich festzuhalten.

Eine Einwilligung legitimiert nicht automatisch die Bildnisverdffent-
lichung - das gilt nur dann, wenn diese konkrete Nutzung vorab aus-
gehandelt wurde. Eine Einwilligung muss auch nicht fiir jede Art der
Veréffentlichung gelten, sondern kann auf bestimmte Zwecke raum-
lich oder zeitlich beschriankt sein.

Beispiel: Wenn Teilnehmer:innen einer Demonstration einge-
willigt haben, dass Fotos von ihnen fiir die Berichterstattung
Uber die Demonstration genutzt werden durfen, dann willigen
sie damit nicht gleichzeitig ein, dass die Fotos auch fiur eine
Berichterstattung z. B. Giber polizeiliche Ermittlungen gegen die
Demonstrierenden Verwendung finden durfen.1!

Bei Verwendung von Medieininhalten aus Datenbanken kann es sehr
hilfreich sein, wenn die Metadaten Informationen hinsichtlich der
Personlichkeitsrechte der Abgebildeten enthalten - besonders, ob die
abgebildeten Personen eine Einwilligung zur Nutzung erteilt haben.

b) Veroéffentlichung ohne Einwilligung der abgebildeten
Person

Wie oben bereits beschrieben, gibt es bestimmte Ausnahmefille, in
denen die Verdffentlichung von Personenbildnissen auch ohne Ein-
willigung zuléssig ist (§ 23 Abs. 1 KUG) - im Sinne einer freien Kom-
munikation und der Freiheit der Kunst. Im Einzelnen:

aa) Bildnisse der Zeitgeschichte (§ 23 Abs.1 Nr.1 KUG)

»Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte« sind Bildnisse, an
denen ein legitimes Interesse der Offentlichkeit besteht. Oder, wie es
der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte formuliert hat: Bild-
nisse, die einen Beitrag zu einer »Diskussion von allgemeinem Inter-
esse fiir die Gesellschaft« leisten.12 Dieses Informationsinteresse der
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Allgemeinheit umfasst nicht nur Vorginge von historisch- politischer
Bedeutung oder besonders spektakulidre, ungewohnliche Ereignisse —
sondern alle Aspekte, die eine gesellschaftliche Relevanz haben. Dazu
gehoren wirtschaftliche und kulturelle Fragen, Naturkatastrophen,
Unfille, Kriegshandlungen, Straftaten etc.

Personen des Offentlichen Lebens konnen vor diesem Hintergrund
Politiker:innen, aber auch Schauspieler:innen, Musiker:innen, Sport-
ler:innen etc. sein, also Menschen, an denen ein legitimes Informa-
tionsinteresse der Allgemeinheit besteht.?3 Dieses zeitgeschichtliche
Interesse bezieht sich aber nicht auf die Person als solche, sondern er-
gibt sich aus dem Zusammenhang mit einem bestimmten Ereignis.4
Ob die Abbildung der betreffenden Person freiwillig, zufallig oder ab-
sichtlich zustande gekommen ist, fallt dabei nicht ins Gewicht. Ebenso
wenig der Umstand, ob die oder der Betroffene mit dem fraglichen
Ereignis in positiver oder negativer Weise verbunden ist.*5

Das Informationsinteresse der Offentlichkeit muss aber stets mit dem
Interesse der Abgebildeten am Schutz ihrer Privatheit und ihrem
Recht auf informationelle Selbstbestimmung abgewogen werden.
Wichtige Kriterien sind dabei:

- Der Gegenstand und der Informationswert fir die Offentlichkeit:
Je gréBer der Informationswert fur die Offentlichkeit ist, desto eher
muss das Persdnlichkeitsrecht zuruckstehen.

- Der Bekanntheitsgrad und die Funktion der betroffenen Person:
Handelt es sich um eine Person des éffentlichen Lebens
(z. B. Politiker:in oder Schauspieler:in) oder hat die Person durch
ihr Verhalten selbst das (legitime) Interesse der Offentlichkeit auf
sich gezogen (z. B. im Falle schwerer Straftaten)?

13

Hilfreiche Anhalts-
punkte kénnen sich
aus dem im Wiki-
pedia Autorenportal
beschriebenen
Relevanzkrite-

rien ergeben: https://
de.wikipedia.org/wiki/
Wikipedia:Relevanz-
kriterien#Personen.
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Sozialsphare

Privatsphare

Intimsphare

- Die Intensitat des Eingriffs: Zur Beurteilung hat die Rechtsprechung
hier die sogenannte Sphdrentheorie entwickelt. Unterschieden wird
zwischen der Intimsphare, der Privatsphare und der Sozialsphare:

Die Intimsphare umfasst z. B. die Sexualitat (wie sexuelle Orien-
tierung oder Nacktfotos), Krankheiten und Tod. Hier Uberwiegt
immer das Persdnlichkeitsinteresse der Abgebildeten - Bildverof-
fentlichungen ohne Zustimmung der abgebildeten Personen sind
unzulassig.

Die Privatsphare umfasst die RUckzugsbereiche, in denen
Personen —auch Prominente! - frei von 6ffentlicher Beobach-
tung sind. Dazu zéhlen in der Regel familiare Angelegenheiten,
Einkommens- und Vermogensverhaltnisse, aber z. B. auch die
Abbildung eines Fernseh-Comedians ohne die Maske, die er sonst
bei 6ffentlichen Auftritten tragt.2é BezUglich der Privatsphare wird
jedoch — anders als bei Bildveroffentlichungen, die die Intimsphare
betreffen - gegen Kommunikationsinteressen abgewogen.

Die Sozialsphére bezeichnet das normale soziale Umfeld, z.B. im
beruflichen Kontext oder in der Offentlichkeit. Hier ist die Verof-
fentlichung von Bildnissen grundsatzlich erlaubt, es sei denn, von
ihnen geht eine Prangerwirkung aus. Informationen uber Politi-
keriinnen in Bezug auf die AusUbung ihres Amtes und entspre-
chende Bilder dazu sind grundsatzlich zulassig.

- Das mediale Vorverhalten: Hier ist es wichtig, inwieweit eine Person
selbst bestimmte Informationen aus ihrer Privat- oder Intimsphare
offentlich gemacht hat. Wer also Uber seine sexuelle Orientierung
berichtet oder Uber Beziehungen zu anderen Personen, der oder die
muss es auch hinnehmen, wenn diese Informationen weiterverbreitet
und verbildlicht werden.


https://de.wikipedia.org/wiki/Wikipedia:Relevanzkriterien#Personen
https://de.wikipedia.org/wiki/Wikipedia:Relevanzkriterien#Personen
https://de.wikipedia.org/wiki/Wikipedia:Relevanzkriterien#Personen
https://de.wikipedia.org/wiki/Wikipedia:Relevanzkriterien#Personen
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(1) Ein Bild sagt mehr als 1000 Worte? Zum Verhaltnis von Text-

und Bildbeitragen

Abbildungen im Kontext von Wikipedia-Artikeln stammen in der
Regel aus der freien Datenbank Wikimedia Commons. Dort werden
Bilder und andere Medieninhalte ohne begleitende textliche Erlau-
terungen fiir die Offentlichkeit zur weiteren Nutzung zur Verfiigung
gestellt. Was die Frage aufwirft: Unter welchen Voraussetzungen
geschieht das? Auch hier kommt es maf3geblich darauf an, ob die
Medieninhalte einen hinreichenden Beitrag zu einer Diskussion von
allgemeinem Interesse leisten.

Konkret: Ohne Einwilligung der Abgebildeten sollten nur sol-
che Medieninhalte Giber Wikimedia Commons zur Verfigung
gestellt werden, die schon fiir sich genommen einen Informa-
tionsgehalt von gesellschaftlichem Interesse besitzen - ohne
weitere Erlauterungen. Auch bei Metadaten - wie Bildbeschrei-
bungen oder Bildtitel - gilt es, die Personlichkeitsrechte der
Abgebildeten abzuwéagen.

Unproblematisch sind Aufnahmen von Personen bei einem zeitge-
schichtlich relevanten Ereignis, beispielsweise in der Schlange vor ei-
nem Wahllokal bei der Landtagswahl. Problematisch wiederum wire
das Foto einer unbekannten Person in einer belanglosen Alltagssze-
nerie. Jedenfalls, solange diese Person nicht nur »Beiwerk« ist (siehe
Punkt bb).
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Wann ist es zuldssig, einen Textbeitrag mit Inhalten aus Wikimedia
Commons zu bebildern?

Im Falle von bestimmten Presseberichterstattungen - besonders,
wenn es um private Sachverhalte geht - kann eine Wortberichterstat-
tung zuléssig sein, eine begleitende Bildberichterstattung aber nicht.
So hat der Bundesgerichtshof 2020 entschieden, dass iiber das Schei-
dungsverfahren einer bekannten deutschen Schauspielerin niichtern,
knapp und sachlich berichtet werden durfte. Das ebenfalls abgedruck-
te Foto des frisch geschiedenen Paares, das gerade das Gerichtsgebau-
de verlisst, sei hingegen unzuléssig - die zusitzlichen Informationen,
die iiber das Bild vermittelt wiirden, stellten einen zu schwerwiegen-
den Eingriff in die Privatsphére der Schauspielerin dar.17 Dass eine zu-
riickhaltende Wortberichterstattung zulédssig, eine Bebilderung aber
unzuléssig sein kann, gilt natiirlich auch fiir Textbeitrage im Wikipe-
dia-Kontext.

Selbstverstandlich ist es unzuldssig, Medieninhalte so zu nutzen, dass
die Kombination von Text und Bild irrefiihrend wird und bei den Le-
ser:innen falsche Vorstellungen hervorruft. Dariiber hinaus kann es
neben den rechtlichen auch publizistische Kriterien geben, die fiir
oder gegen die Nutzung bestimmter Medieninhalte zu Illustrations-
zwecken sprechen, beispielsweise wenn durch die Einfiigung von Bil-
dern gewisse Aspekte eines Textbeitrages besonders betont oder her-
vorgehoben werden.

Beispiel: Ein Rechtsanwalt mit eigener Fernsehsendung posiert
im Rahmen einer 6ffentlich zuganglichen Preisverleihung auf
dem roten Teppich téte-a-téte mit einer Frau und wird dabei von
einer/m Fotograf:in der Wikipedia-Community abgelichtet. Der
Anwalt wiinscht die L6schung des Bildes aus Wikimedia Com-
mons, weil es eine amourése Beziehung suggerieren kdnnte, die
nicht bestand.

Die Frage der Zuldssigkeit dieser Bildver6ffentlichung héngt von den
konkreten Umstidnden des Einzelfalls und besonders von der konkre-
ten Ausgestaltung des Fotos ab. Es lief3e sich z. B. anfiihren, dass bei
einer solchen Veranstaltung eine gewisse mediale Resonanz zu erwar-
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ten und sogar Sinn und Zweck dieser Veranstaltung ist - so dass die
Situation nicht der Privatsphére, sondern der Sozialsphére zuzurech-
nen wire und alle Teilnehmenden sich dieser Tatsache bewusst sein
miissten. Das gilt besonders fiir Personen, die im Umgang mit Medien
erfahren sind und sich regelmiflig auf dem roten Teppich prisentie-
ren. Insofern lieRe sich in diesem Fall eine konkludente Einwilligung
(§ 22 Satz 1 KUG) in die Aufnahme von Fotos und ihre Verbreitung im
Rahmen der medialen Berichterstattung annehmen. Zumindest aber
diirfte es sich um ein Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte han-
deln (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG), so dass die Verdffentlichung im Rahmen
eines informierenden Textbeitrags — abhéngig von den konkreten Um-
standen des Einzelfalls - zuldssig wire.

Anders lage der Fall wiederum, wenn das Bild aus dem Kontext gerissen
und dazu eingesetzt wiirde, in Verbindung mit einem Textbeitrag falsch-
licherweise eine amourdse Beziehung zwischen den Abgebildeten zu
suggerieren. Wenn z. B. durch den Begleittext die Aussage eines Bildes
in irrefithrender Weise verzerrt wird, wére nicht mehr von einer Einwil-
ligung bzw. von einem Bildnis der Zeitgeschichte auszugehen, sondern
esldge eine Verletzung des Personlichkeitsrechts vor. Das Beispiel macht
deutlich, wie sehr es auf die jeweiligen Umstdnde ankommt, wenn die
Bereitstellung von Medieninhalten bei Wikimedia Commons und das
Einbinden von Medieninhalten in Textbeitrage bewertet werden sollen.
Im vorliegenden Fall miisste gepriift werden, ob nur das Einbinden des
Bildes in den Textbeitrag unzulissig ist, oder ob das Bild dariiber hinaus
auch aus Wikimedia Commons entfernt werden miisste.

(2) Begleitpersonen und Kinder von Personen der Zeitgeschichte

Auch fiir Begleitpersonen von Prominenten gilt: Eine Veréffentlichung
von Abbildungen ist ohne Einwilligung nur zuldssig, wenn das Bild
einen Beitrag zu einer Diskussion von zeitgeschichtlicher Bedeutung
leistet. Das kann beispielsweise der Fall sein, wenn die Begleitperson
bei einem gemeinsamen offentlichen Auftritt mit der prominenten
Person, anldsslich eines gesellschaftlich relevanten Ereignisses, den
Schutz der Anonymitét verldsst. Dagegen rechtfertigen weder Spekula-
tionen iiber Heiratspldne, noch der Beginn einer Liebesbeziehung die
Verdffentlichung der Bilder von Begleitpersonen.
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Strengere Regeln gelten fiir die Verdffentlichung und Verbreitung von
Fotos, auf denen die Kinder prominenter Eltern zu sehen sind. Der
Schutz von Ehe und Familie (Art. 6 GG) starkt hier auch den Schutz
des Personlichkeitsrechts - weswegen die Ver6ffentlichung von Kin-
derfotos grundsétzlich nicht erlaubt ist. Minderjdhrige kénnten durch
das Interesse der Medien in ihrer Personlichkeitsentwicklung stark
beeinflusst oder beeintrachtigt werden, weswegen sie als besonders
schutzbediirftig gelten und den groftmoglichen Bereich zur freien
Entfaltung bekommen sollen. Fiir eine Ver6ffentlichung wire unter
Umstdnden nicht nur die Einwilligung der gesetzlichen Vertreter:in-
nen des Kindes erforderlich, sondern auch die Einwilligung der oder
des Minderjahrigen selbst.'® Wenn Eltern, die Personen des offentli-
chen Lebens sind, ihre Kinder allerdings bewusst zu 6ffentlichen Ver-
anstaltungen mitnehmen und sich dariiber im Klaren sind, dass dort
fotografiert wird, kann das als Einwilligung gelten. Der Ausnahmefall
»Bilder aus dem Bereich der Zeitgeschichte« (§ 23 Abs. 1 KUG) kommt
in Bezug auf Kinder dagegen nur selten in Betracht. Auch hier mussin
jedem Einzelfall genauestens iiberpriift werden, ob wirklich ein legiti-
mes Informationsinteresse der Offentlichkeit besteht.

bb) Bilder von Personen als Beiwerk neben Landschaft/sons-
tiger Ortlichkeit, § 23 Abs. 1 Nr. 2 KUG

Wenn Bilder Personen zeigen, die lediglich ein sog. Beiwerk zum ei-
gentlichen Motiv sind - z. B. einer Landschaft, einem Gebiude oder
Denkmal - diirfen sie ohne Einwilligung der Abgebildeten verbreitet
oder zugénglich gemacht werden. Die Regelung greift aber nur, wenn
die Landschaft, bzw. Ortlichkeit wirklich klar im Fokus steht. Und
nicht, wenn etwa eine Person im Hintergrund der Aufnahme einer
oder eines Prominenten zu sehen ist. Die Regelung gilt auch nicht fiir
Aufnahmen von Sportler:innen oder Fans in einem Stadion. Stadien
und dhnliche Veranstaltungsorte diirfen zwar grundsitzlich unter den
Begriff »Ortlichkeit« (im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 2 KUG) fallen. Aber
bei einer laufenden Veranstaltung stehen klar die Sportler:innen oder
Fans im Vordergrund - nicht die Ortlichkeit selbst.2®
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Beispiel: Unzulassig ist die Abbildung einer Urlauberin am
Strand von Mallorca, die im Hintergrund des Fotos von einem
prominenten BundesligafuBballer zu sehen war.2°

cc) Bilder einer Versammlung, Aufzigen und ahnlichen Vor-
gangen, § 23 Abs. 1 Nr. 3 KUG

Eine weitere Ausnahme vom Recht am eigenen Bild gilt fiir Bilder ei-
ner Versammlung (oder, wie es im Wortlaut des Gesetzes heil3t, »von
Aufziigen oder dhnlichen Vorgdngen«). Der Gedanke dahinter ist, dass
jemand, der an einer offentlichen oder fiir die Offentlichkeit wahr-
nehmbaren Veranstaltung teilnimmt, auch damit rechnen muss, dass
dabei fotografiert oder gefilmt wird. Beispiele sind Demonstrationen,
Karnevalsumziige, Public-Viewing-Events oder auch Konzerte, selbst
fiir einen begrenzten Publikumskreis. Hier braucht es grundsatzlich
keine Zustimmung der abgebildeten Personen. Eine Einschridnkung
gibt es allerdings: Diese Regelung gilt nur, wenn eine Gruppe von Teil-
nehmenden abgebildet wird. Nicht gestattet ist es, einzelne Personen
in Grofaufnahme aufzunehmen (das sog. »Herausschieflen« von Per-
sonen mit dem Teleobjektiv). Eine Ausnahme wiederum: Abbildun-
gen von Einzelnen konnen ohne Einwilligung moglich sein, wenn sie
einen reprasentativen Eindruck des Geschehens vermitteln - was bei
Personen gegeben ist, die sich rdumlich oder durch ihr Verhalten be-
sonders exponieren.?!
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dd) Hoheres Interesse der Kunst, § 23 Abs. 1 Nr. 4 KUG

Nach § 23 Abs. 1 Nr. 4 KUG diirfen Bildnisse ohne Einwilligung der
abgebildeten Person auch dann verdffentlicht und verbreitet werden,
wenn sie einem hoheren Interesse der Kunst dienen. Eine Regelung,
die in der Praxis bisher relativ selten Gegenstand von Gerichtsver-
fahren war.

Beispiel: Ein Berliner Fotograf fotografiert StraBenszenen
(StraBenfotografie); die Passantinnen oder Passanten bemerken
jedoch nicht, dass sie gerade fotografiert werden. Ein Foto

zeigt eine Frau, die einen etwas abgehetzten Eindruck macht,
mit groBen Einkaufstiiten in der Hand und einem recht auffalli-
gen Mantel im Schlangenhautmuster; im Hintergrund befindet
sich ein Pfandhaus. Dieses Foto wurde in einer Open-Air-Aus-
stellung vor dem Berliner Ausstellungshaus »C/O Berlin«

als groBformatiger Blickfang gezeigt. Die abgebildete Frau emp-
fand das Foto als unvorteilhaft, besonders, weil der Eindruck
erweckt werde, als kame sie gerade aus dem Pfandhaus. Ob-
wohl das Foto vermeintlich durch die Kunstfreiheit geschitzt
waire, haben die Gerichte auf die Klage der abgebildeten Frau
hin die Verbreitung des Fotos untersagt. Die Art und Weise der
Prasentation - die Gberlebensgrof3e Darstellung in der Offent-
lichkeit - stellte in ihren Augen einen besonders intensiven Ein-
griff in das Recht am eigenen Bild dar.22

Wenn solche oder dhnliche Kunstwerke {iber Wikimedia Commons
zur Verfligung gestellt werden, gilt es ebenfalls genau zu priifen, ob
berechtigte Interessen der abgebildeten Personen dagegen sprechen
konnten, dass sie iiberhaupt Gegenstand des Bildnisses sind, oder auf
welche Art und Weise sie dargestellt werden - schon deshalb, weil Wi-
kimedia Commons und natiirlich die Online-Enzyklopaddie Wikipedia
iiber eine so grofle Reichweite verfiigen und das Bild sehr viele Men-
schen erreichen wiirde. Letztlich kommt es auch hier auf die Interes-
senabwigung im Einzelfall an.


https://de.wikipedia.org/wiki/Straßenfotografie
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Anders liegt der Fall bei Bildnissen, die »auf Bestellung« angefer-
tigt werden. Wenn eine Person veranlasst, dass von ihr ein Portrait
gemalt, ein Foto aufgenommen oder dass sie gefilmt wird, entsteht
ein Vertrauensverhéltnis zwischen ihr und der Kiinstlerin, bzw. dem
Kiinstler. Mit der Folge, dass das Bild nicht ohne Zustimmung der oder
des Abgebildeten verdffentlicht werden darf. Eine Fotografin oder ein
Fotograf kann sich nich auf ein kiinstlerisches Interesse berufen, um
ein bestelltes Portraitfoto ohne Einwilligung der betroffenen Person
zu veroffentlichen. Schliefllich wurde es zu diesem Zweck nicht in
Auftrag gegeben. Dadurch unterscheidet sich das Szenario von einer
Konstellation, bei der die abgebildete Person durch ihr Verhalten
(z. B. sich »in Pose werfen«) schliissig ihr Einverstdndnis zur Verof-
fentlichung erklart.

3. Berechtigte Interessen der Abgebildeten

Selbst wenn ein Bild nach den Regelungen des § 23 Abs. 1 KUG ohne
Einwilligung der Abgebildeten vertffentlicht und verbreitet werden
darf, muss in einem letzten Schritt gepriift werden, ob der Verdffent-
lichung ein berechtigtes Interesse der Abgebildeten oder, wenn diese
verstorben sind, der Angehorigen entgegensteht.

Dies kann z. B. dann der Fall sein,

» wenn es sich um Aufnahmen handelt, die heimlich angefertigt
oder Ergebnis einer Dauerbelastigung und Verfolgung durch
Paparazzi sind;

» wenn die Aufnahmen herabsetzend, anprangernd oder in
anderer Weise zur Verachtlichmachung geeignet sind;

» wenn Abbildungen einen unzutreffenden Eindruck suggerieren;

5 wenn sie also wahrheitsverletzend oder tauschend sind, oder

» wenn Fotos zu kommerziellen Zwecken, z. B. zur Werbung als
»Testimonial« genutzt werden.

Beispiel: Auf einer internationalen Buchmesse wurden Fotos
von einer bekannten Autorin zahlreicher belletristischer Werke
angefertigt. AnschlieBend wird eins der Bilder bei Wikimedia
Commons hochgeladen und im Wikipedia-Artikel zu der be-
treffenden Autorin verlinkt. Sie selbst findet ihre Erscheinung
darauf aber unvorteilhaft und fordert die L6schung dieser Auf-
nahme.

Auch hier kommt es einmal mehr auf die konkreten Umstdnde an.
Selbstverstdndlich hat eine einzelne Person kein Recht, dariiber zu
bestimmen, wie sie in der Offentlichkeit dargestellt wird - das wire
eine zu weitgehende Einschrankung der freien Kommunikation. An-
dererseits schiitzt das Recht am eigenen Bild die berechtigten Inter-
essen der Abgebildeten. Zwischen diesen beiden Polen oszilliert die
Abwigung: Ein unvorteilhaftes Foto ist sicherlich nicht immer eine
Verletzung des Rechts am eigenen Bild. Wenn die Person hingegen
entstellend abgebildet oder in ihrer Ehre verletzt und herabgewiirdigt
wird, liegt der Fall anders. Bilder der ehemaligen Bundeskanzlerin
Angela Merkel bei den Bayreuther Wagner-Festspielen mit sichtbaren
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Schweillflecken unter den Achseln sind eine abwertende Darstellung
ohne wirklichen Aussagegehalt. Wenn dagegen ein Politiker oder eine
Politikerin vollig verschwitzt und derangiert gezeigt wird, nachdem er
oder sie sich einer peinlichen Befragung durch einen Untersuchungs-
ausschuss des Bundestags unterziehen musste, ldsst sich daraus sehr
wohl ein Aussagegehalt ableiten.

Ein anderes Beispiel: Anlésslich von Sportgrofiveranstaltungen wie
den Special-Olympics- oder Paralympics-Weltspielen kann man sich
die Frage stellen, ob zusétzliche Sorgfaltspflichten gelten, wenn Sport-
ler:innen oder andere Menschen mit Behinderung oder Einschrin-
kung abgebildet werden. Das ist unseres Erachtens nicht der Fall, weil
auch Behinderungen Normalitét sind und es umgekehrt eine Diskri-
minierung bedeuten wiirde, die Abbildung von Behinderungen per se
als stigmatisierend einzuordnen. Wenn Sportler:innen oder Zuschau-
er:innen sich bewusst fiir die Teilnahme an einem solchen medial be-
gleiteten Event entscheiden, stehen der Vero6ffentlichung von Fotos,
auf denen sie abgebildet sind, also erst einmal keine berechtigten In-
teressen entgegen. Natiirlich gilt dabei, wie in allen anderen Kontex-
ten auch, dass die Fotos nicht herabwiirdigend sein diirfen.

Beispiel: Die Zeitschrift »Wirtschaftswoche« hat zur Bebilderung
eines ausfiuhrlichen Beitrags Gber den missgliickten Borsen-
gang der Telekom eine Fotomontage veréffentlicht, die Ron
Sommer (den damaligen Vorstandsvorsitzenden des Unterneh-
mens) sitzend auf einem bréckelnden gro3en »T« zeigte, dem
Firmenemblem. Auch die Darstellung von Sommer selbst war
bearbeitet; u. a. war seine Halspartie kiirzer und massiger aus-
gestaltet worden, was ihm einen unsympathischeren Eindruck
verlieh. Die Bildmanipulation war fir die Betrachter:innen aller-
dings nicht erkennbar. Aus genau diesem Grund werteten die
Gerichte die Darstellung als Verletzung des Rechts am eigenen
Bild. Auch wenn Ron Sommer zu diesem Zeitpunkt als Vorstand-
vorsitzender der Telekom zweifellos eine Person des 6ffentli-
chen Lebens war (und die Veréffentlichung von Abbildungen
damit nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG als Bildnisse aus dem Bereich
der Zeitgeschichte grundsatzlich zulassig), verletzt diese mit
bloBem Auge nicht zu erkennende Manipulation seine berech-
tigten Interessen. Nach § 23 Abs. 2 KUG ist die Veréffentlichung
damit unzulassig.
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https://dewikipedia.
org/wiki/Deepfake

24

Art. 52 Abs. 3 des
Vorschlags fur eine
Verordnung zur Fest-
legung harmonisier-
ter Vorschriften fur
Kunstliche Intelli-
genz vom 21.04.2021,
https://eur-lex.euro-
pa.eu/legal-content/
DE/TXT/?uri=
CELEX%3A520
21PC0206.

Beispiel: Deepfakes sind »realistisch wirkende Medieninhalte
(Foto, Audio und Video), die durch Techniken der kiinstlichen
Intelligenz abgeédndert und verfilscht worden sind«.2> Wenn
Personen verfilschend dargestellt werden (z. B., indem ihr
Gesicht durch das einer anderen Person ersetzt wird, sog. face
swapping), oder wenn man ihnen Aussagen oder Handlungen
unterschiebt, die sie nie getatigt haben (etwa durch die Mani-
pulation von Audio- oder Videoaufnahmen), dann liegt ebenfalls
eine Verletzung des Rechts am eigenen Bild vor - sofern die
Manipulation nicht hinreichend kenntlich gemacht ist. Die Euro-
paische Kommission hat in einem Gesetzesentwurf zur Kiinst-
lichen Intelligenz (KI) vorgeschlagen, Deepfakes in allen Fillen
zu untersagen, in denen nicht offengelegt wird, dass es sich um
einen manipulierten oder kiinstlich erzeugten Inhalt handelt.24
Was die Frage aufwirft, ob im Kontext einer Erlauterung des
Phanomens Deepfakes Beispiele gezeigt oder verlinkt werden
sollten. Der Wikipedia-Beitrag zu Deepfakes hat dies elegant
gelost: Dort sind keine Deepfakes eingebettet, stattdessen wird
nur auf Presseberichte Uiber Deepfakes verlinkt.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0206. 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0206. 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0206. 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0206. 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0206. 
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4. Recht am Bild der eigenen Sache?

Bislang ging es um das Recht am eigenen Bild bei der Abbildung von
Personen. Die Frage ist, ob es ein vergleichbares Recht auch in Bezug
auf Bilder von eigenen Sachen gibt.

Beispiel: Ein Grundstiickseigentimer findet eine Abbildung
seines Hauses in einem Wikipedia-Artikel und verlangt ihre
Entfernung. Der Grundstlickseigentiimer sieht seine persénli-
che Sicherheit durch die Veroffentlichung im Internet gefiahrdet.

Im deutschen Recht existiert zwar kein explizites »Recht am Bild der
eigenen Sachenc. Greifen konnte hier aber das allgemeine Personlich-
keitsrecht, in nicht-journalistischen Kontexten auch das Datenschutz-
recht. Eine Verletzung des allgemeinen Personlichkeitsrechts konnte
vorliegen, wenn eine Verbindung zwischen der Sache und der Eigen-
tlimerin oder dem Eigentlimer hergestellt werden kann, oder wenn
zusitzliche Informationen auf einem Bild die Eigentiimerin oder den
Eigentiimer identifizierbar machen - z. B. durch einen lesbaren Na-
men am Klingelschild, oder ein abgebildetes Kfz-Kennzeichen. Solche
Bildelemente sollten ausgeblendet oder verpixelt werden.

Wenn ein Grundstiick fiir die Aufnahme einer Fotografie ohne Zustim-
mung der Eigentlimerin oder des Eigentiimers betreten wurde, lige
aullerdem eine Verletzung des Eigentumsrechts vor. Laut Rechtspre-
chung kann die Eigentiimerin oder der Eigentlimer auch dariiber be-
stimmen, ob Aufnahmen seines oder ihres Grundstiicks fiir kommer-
zielle Zwecke verwendet werden diirfen.




lll. Rechtsfolgen

AbschlieBend noch ein kurzer Uberblick, welche Folgen eine Verlet-
zung des Rechts am eigenen Bild haben kann. Sie ergeben sich aus
den §§ 33, 37, 38, 41-44, 48 und 50 KUG.

Zivilrechtliche Anspriiche ergeben sich aus den §§ 823 Abs. 1, §§ 812
und 1004 BGB. Anspriiche auf Unterlassung der weiteren Nutzung ei-
nes Bildnisses und auf seine Beseitigung - in unserem Kontext z. B.
die Loschung aus Wikimedia Commons und aus Wikipedia-Beitrdgen
- regeln die §§ 1004, 823 Abs. 1 BGB. Dabei muss gar kein Verschulden
vorliegen, sondern nur die objektiv rechtswidrige Verletzung und eine
Wiederholungs-, bzw. Erstbegehungsgefahr.

Wenn nachzuweisen ist, dass die Verletzung des Rechts am eigenen
Bild vorsitzlich oder fahrlissig begangen wurde (entgegen der iib-
lichen Sorgfaltspflicht), konnen auch Schadenersatzanspriiche be-
stehen. Der Schadenersatz kann die Herausgabe eines Gewinns sein,
der durch die Verletzung erzielt wurde, die Geltendmachung des
konkreten Schadens einschliefflich entgangenem Gewinn, oder die
Beanspruchung einer angemessenen Lizenzgebiihr. In der Praxis ist
letztere Variante die iiblichste. Beispielsweise, wenn die Bilder einer
prominenten Person unerlaubt zu Werbezwecken genutzt wurden
(nach §§ 97 ff. UrhG).25

25

Abhangig vom
Werbewert kdnnen
die entsprechenden
Schadensersatz-
summen nicht un-
erheblich sein und
mitunter sechs- bis
siebenstellig aus-
fallen
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Vgl. etwa BGH GRUR
1958, 408 — Herren-
reiter; BGH GRUR
1962, 211/214; BGH
GRUR 1962, 324
Doppelmorder; BGH
GRUR 1985, 389/400

27

OLG Hamburg (7. Zi-
vilsenat), Urteil vom
31.01.2017 - 7 U 94/15
(Geldentschadigung:
60.000 €), Weitere
aktuelle Beispiele
mit Entschadigungs-
summen, siehe:
Slizek, Handbuch
Schmerzensgeld
2023, Rn.167-196.0

Wenn es um schwerwiegende Personlichkeitsverletzungen geht,
kommt auch ein Anspruch auf finanzielle Entschidigung zum Aus-
gleich fiir »seelisches Leid« in Betracht (geregelt durch § 823 Abs. 1,
ADbs.2BGBi.V.m.§§22und 23 Abs. 2 KUGi.V.m. Art. 1und 2 Abs. 1 GG).
Das ist denkbar im Falle von Eingriffen in den Intimbereich (z. B. die
unerlaubte Ver6ffentlichung von Nacktfotos) oder auch durch einen
grob herabschneidenden Begleittext.2 In die gleiche Kategorie wiir-
den Bilder von Angehdrigen eines Unfallopfers fallen, das sich in aku-
ter Lebensgefahr befindet - wenn die Angehdrigen in einem Moment
gezeigt werden, in dem sie sich schwerste Sorgen machen. 27

Nicht zuletzt konnen Verstof3e gegen das Recht am eigenen Bild nach
§ 33 KUG auch strafrechtlich verfolgt werden. Bei sehr gravierenden
Verst6Ren, die z. B. den hochst personlichen Lebensbereich verletzen,
die Hilflosigkeit einer Person vorfiihren oder in grob anst68iger Weise
eine verstorbene Person zur Schau stellen, kommt eine Strafbarkeit
nach § 201a StGB in Betracht.
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